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Menschenrechtliche Expertisen 

Wie der Bundesrat auch selbst festhält (Erläuternder Bericht, S. 13), empfiehlt namentlich 
das SKMR in der Studie „Der Zugang zur Justiz in Diskriminierungsfällen“ von 2015, die 
Einführung einer dritten Option des amtlichen Geschlechts zu prüfen. Dass sich der 
Bundesrat auf diese Studie stützt zur Erklärung, weshalb er am binären Geschlechtermodell 
festhält, erschliesst sich uns nicht.  

Auf Europarats-Ebene fordert insbesondere die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates mit der Resolution 2048 (2015), La discrimination à l’encontre des personnes 
transgenres en Europe, die Mitgliedstaaten dazu auf, die Möglichkeit eines (freiwilligen) 
amtlichen Geschlechtseintrag ausserhalb von „F“ und „M“ zu prüfen (erwähnt im 
Erläuternden Bericht, S. 19). Für diese Resolution sprachen sich auch alle abstimmenden 
Mitglieder der Schweizer Delegation aus.  

Im erläuternden Bericht wird weiter erwähnt, dass das Hochkommissariat für 
Menschenrechte der UNO begrüsst, „dass einige Staaten die Kategorie eines dritten oder 
unbestimmten Geschlechts eingeführt haben“ (Erläuternder Bericht, S. 15). Auch die neuste 
Ausgabe der Yogyakarta-Prinzipien (Les Principes de Jogjakarta plus 10, die auch im 
Erläuternden Bericht, S. 15, erwähnt werden) statuiert in Principe 31, Le droit à la 
reconnaissance juridique, dass die Staaten das Geschlecht einer Person nicht länger in 
offiziellen Identitätspapieren eintragen sollen, da diese Information nicht „pertinente, 
raisonnable et nécessaire, prescrite par la loi dans un but légitime“ sei. Solange aber noch 
ein Geschlechtseintrag vorgenommen wird, soll eine Vielzahl an Optionen offenstehen.  

Zahlreiche Expert_innen-Stimmen sprachen sich folglich bereits gegen ein Festhalten 
am binären Geschlechtersystem und für die Anerkennung der vielfältigeren Realität 
aus. 

Rechtsvergleich 

Die Möglichkeit, den Geschlechtsmarker „X“ im Reisepass und auf der Identitätskarte 
eintragen zu lassen, hat mit Malta bereits ein anderes europäisches Land erfolgreich 
eingeführt (entgegen den Aussagen im Erläuternden Bericht, S. 20, handelt es sich nicht 
mehr nur um eine Ankündigung). Auch einige Staatsbürger_innen der Niederlande tragen 
angeblich bereits ein „X“ oder keine Geschlechtsangabe in ihrem Pass oder der 
Geburtsurkunde. In Deutschland kann auf die Geschlechtsangabe verzichtet werden und 
das Bundesverfassungsgericht beauftragte mit Entscheid vom 10.10.2017 den Gesetzgeber 
sinngemäss, das binäre System der möglichen amtlichen Geschlechter zu verlassen (auch 
erwähnt in Erläuternder Bericht, S. 22). In dieselbe Richtung geht auch die Entscheidung 
G 77/2018-9 des Verfassungsgerichtshofs Österreichs vom 15.6.2018. Vor dem 
Hintergrund dieser Urteile der Verfassungsgerichte Deutschlands und Österreichs muss 
überdies in Zweifel gezogen werden, ob der explizit binär gehaltene Vorentwurf tatsächlich 
verfassungsmässig sei (Erläuternder Bericht, S. 40). In Irland empfiehlt eine durch die 
Ministerin for Employment and Social Affairs eingesetzte Review Gruppe, welche den 
Gender Recognition Act 2015 überprüfen soll, in ihrem Bericht insbesondere „Legal gender 
recognition should be made available to people who are non-binary“ 
(http://www.welfare.ie/en/downloads/GRA%20Review%20Report.pdf (besucht: 1.8.2018). 














